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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 19
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Berufsunfähigkeit

Berufsschutz
Damenschneiderin
Musternäherin
Verweisbarkeit
Änderungsschneiderin
Antrag
Verwaltungsakt
Nichtigkeit
Anfechtbarkeit
Verwaltungsverfahren
Nachholung
Heilung
Schwindelanfälle
betriebsunübliche Einsatzbeschränkungen

Leitsätze 1) Das Fehlen des (notwendigen) Antrags
auf eine Sozialleistung führt nicht
zwingend zur Nichtigkeit der gleichwohl
ergangenen Verwaltungsentscheidung,
sondern hat lediglich die Rechtswidrigkeit
des Verwaltungsakts (mit der Möglichkeit
nachträglicher Heilung der ihm
anhaftenden Verfahrens- oder
Formmängel) zur Folge. Die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts
entfällt, wenn der Antrag nachgeholt wird.
2 a) "Schwindelerscheinungen", die
vollschichtiges Arbeiten im Sitzen
zulassen, bedingen (vorliegend) keine
"gravierende Einzelbehinderung" und
führen nicht zur Annahme
"betriebsunüblicher" Einsatzbedingungen
für Tätigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes.
b) Sie haben (im konkreten Fall) auch
keine wesentliche
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"Mobilitätsbeschränkung" in dem Sinne
zur Folge, daß der Klägerin wegen
Verkürzung der zumutbaren Wegstrecken
zwischen Wohnung und Arbeitsplatz der
Zugang zum Arbeitsmarkt verschlossen
ist.
3 a) Zum Berufsschutz als
Damenschneiderin aus der zuletzt
versicherungspflichtig ausgeübten
Tätigkeit als "Musternäherin".
b) Kann die zuletzt verrichtete Tätigkeit
weiterhin ausgeübt werden, scheidet das
Vorliegen von BU von vorneherein aus.
c) Zur Verweisbarkeit einer gelernten
Damenschneiderin auf die Tätigkeit einer
Änderungsschneiderin.

Normenkette SGB X § 41 Abs 1
RVO

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 Ar 289/88
Datum 05.11.1990

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 Ar 896/90
Datum 05.11.1997

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
5. November 1990 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤gerin ein Anspruch auf
Rentenleistungen wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zusteht.

Die am â�¦1947 geborene KlÃ¤gerin hat nach ihren Angaben vom 28.08.1961 bis
28.08.1964 eine Lehre als Damenschneiderin durchlaufen und mit der
GesellenprÃ¼fung abgeschlossen. Vom 01.10.1964 bis 16.10.1966 war sie bei der
Firma â�¦, vom 03.10.1966 bis 30.03.1979 (Konkurs) bei der Firma â�¦ in
Aschaffenburg und zuletzt vom 05.11.1979 bis 12.09.1987 bei der Firma â�¦ in
Stockstadt versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Nach den im Berufungsverfahren
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eingeholten ArbeitgeberauskÃ¼nften vom 27.09.1991 und 12.07.1996 war sie dort
als "MusternÃ¤herin" in der Abteilung Damenoberbekleidung eingesetzt. Die
KlÃ¤gerin habe ausschlieÃ�lich in Tagschicht und â�� mit Ausnahme der auf die
Erstellung neuer Kollektionen entfallenden ZeitrÃ¤ume (jeweils einige Wochen im
FrÃ¼hjahr und Herbst) â�� als TeilzeitbeschÃ¤ftigte gearbeitet. Die VergÃ¼tung sei
nach Lohngruppe V (MusternÃ¤hen) des Tarifvertrags fÃ¼r die Textil- und
Bekleidungsindustrie des Bezirks Unterfranken erfolgt. Die damalige Einstufung
entspreche heute der Lohngruppe VI. Eine geschickte (ungelernte) Arbeitnehmerin
kÃ¶nne nach einer etwa sechsmonatigen Anlernzeit als MusternÃ¤herin eingesetzt
werden. Wegen der mit dem Arbeitsplatz verbundenen Belastungsfaktoren wird im
einzelnen auf die Auskunft vom 12.07.1996 verwiesen. Nach Aussteuerung durch
die Krankenkasse meldete sich die KlÃ¤gerin arbeitslos und bezog bis September
1988 Arbeitslosengeld. Arbeitslosenhilfe wurde wegen Anrechnung des Einkommens
ihres als Konstrukteur beschÃ¤ftigten Ehemannes nicht gewÃ¤hrt.

Am 29.04.1987 beantragte die KlÃ¤gerin die Bewilligung von Rentenleistungen
wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Dazu wurden von der Beklagten die Ã¤rztlichen
Unterlagen aus den vorangegangenen Verfahren zur medizinischen Rehabilitation
beigezogen (u.a. Entlassungsberichte der Kurklinik Bad Bocklet vom 25.06.1982 und
der Kurklinik Ohlstadt vom 14.05.1986).

Zur BegrÃ¼ndung des Rentenantrags wurden ein Attest der HNO-Ã�rztin Dr â�¦
vom 30.04.1987 und ihr Arztbrief vom 01.04.1987 vorgelegt. Darin stellte sie
folgende Diagnosen: Zentrale FunktionsstÃ¶rung im System der vestibulÃ¤ren
Gleichgewichtsregulation; Hirnstammtaumeligkeit; Syndrom des akustisch
Ã¼berempfindlichen Ohres; HÃ¶rbahnstÃ¶rung. Die Patientin werde voraussichtlich
noch mehrere Monate arbeitsunfÃ¤hig sein. Daneben verwies die KlÃ¤gerin auf die
Folgen eines Kreuzbandknochen-Ausrisses, den sie sich Ende November 1986 bei
einem Sturz auf der Kellertreppe ihres Wohnhauses zugezogen habe.

Die Beklagte veranlaÃ�te Untersuchungen auf HNO-Ã¤rztlichem und
orthopÃ¤dischem Fachgebiet. Dr â�¦ diagnostizierte in seinem Gutachten vom
10.07.1987 eine Ã�bererregbarkeit des rechten peripheren Gleichgewichtsorgans,
eine belanglose Hochtonsenke rechts ohne Auswirkung auf das SozialgehÃ¶r,
gelegentliches kurzfristiges Ohrenpfeifen rechts, cervikale Cephalgien rechts sowie
eine hypotone Kreislauflage. Die am 13.02.1986 wahrscheinlich infolge einer
cervikalen Fehlbelastung aufgetretene InnenohrdurchblutungsstÃ¶rung weise
allenfalls noch Restsymptome auf. Das HÃ¶rvermÃ¶gen sei dadurch fÃ¼r den
beruflichen Einsatz am bisherigen Arbeitsplatz und auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nicht im geringsten eingeschrÃ¤nkt. Auch der Befund des
Gleichgewichtsorgans bedeute keine wesentliche EinschrÃ¤nkung fÃ¼r den Beruf
als Modellschneiderin. Mit Absturzgefahr verbundene Arbeiten (auf Leitern und
GerÃ¼sten) sollten vorsorglich vermieden werden.

Der OrthopÃ¤de Dr â�¦ stellte in seinem Gutachten vom 30.07.1987 folgende
GesundheitsstÃ¶rungen fest: Leichte Verbiegung der LendenwirbelsÃ¤ule;
prÃ¤sacrale GefÃ¼gelockerung bei Verdacht auf Spondylolisthesis; diskrete
Lockerung des vorderen Kreuzbandes am linken Kniegelenk nach operativ
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versorgtem knÃ¶chernem KreuzbandausriÃ�. Zusammenfassend fÃ¼hrte er aus,
die Minderbelastbarkeit der LWS sei im Erwerbsleben von nur geringer Bedeutung.
Das linke Bein sei zwar noch gering bis mÃ¤Ã�ig gebrauchsgemindert; gleichwohl
sei die KlÃ¤gerin imstande, sich ohne Stockhilfe sicher zu bewegen. Als
EinschrÃ¤nkung fÃ¼r den regelmÃ¤Ã�igen Arbeitseinsatz habe lediglich
ausschlieÃ�liches Gehen und Stehen zu gelten.

Dieser Leistungsbeurteilung hat sich die Beklagte angeschlossen und die
Bewilligung von Rentenleistungen wegen BerufsunfÃ¤higkeit durch Bescheid vom
02.09.1987 mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt, daÃ� weder Berufs- noch
ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliege.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 22.09.1987 Widerspruch erhoben und im
wesentlichen geltend gemacht, wegen der bestehenden zentralen
GleichgewichtsstÃ¶rung sei sie trotz medikamentÃ¶ser Versorgung mit Ausnahme
weniger Stunden auch tagsÃ¼ber bettlÃ¤gerig und deshalb nicht einmal in der
Lage, ihren Haushalt zu fÃ¼hren, geschweige denn einer regelmÃ¤Ã�igen
beruflichen TÃ¤tigkeit nachzugehen. ErgÃ¤nzend wurden ein weiterer Arztbrief der
HNO-Ã�rztin Dr â�¦ vom 03.02.1988 mit der zusÃ¤tzlichen Diagnose "Syndrom der
kleinhirnwinkelbrÃ¼ckennahen zentralen VestibularisentzÃ¼gelung" sowie ein von
dem Radiologen Dr â�¦ gefertigtes (unauffÃ¤lliges) craniales Kernspintomogramm
vorgelegt.

Die Widerspruchsstelle der Beklagten zog die Ã¤rztlichen Unterlagen des
Arbeitsamtes Aschaffenburg bei. In praktisch gleichlautenden Gutachten vom 21.10.
und 16.11.1987 vertrat Med.Dir. i.R. Dr â�¦ die Auffassung, die KlÃ¤gerin sei unter
normalen Bedingungen nicht mehr arbeitsfÃ¤hig. Ggfs. wÃ¤ren ihr leichte sitzende
TÃ¤tigkeiten in Heimarbeit noch stundenweise (unterhalbschichtig) zumutbar. Nach
klinischen und apparatemedizinischen Untersuchungen fand der Nervenarzt Dr â�¦
in seinem auf Veranlassung der Beklagten erstatteten Gutachten vom 03.05.1988
bis auf diskrete VerÃ¤nderungen Ã¼ber der rechten Carotis interna keinen
eindeutig normabweichenden Befund. Alle leichten Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes einschlieÃ�lich der TÃ¤tigkeit einer Damenschneiderin kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin noch ganztags verrichten. Daraufhin wurde der Widerspruch mit Bescheid
vom 06.06.1988 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen.

Auf die am 05.07.1988 erhobene (mit Schriftsatz vom 18.01.1989 weitgehend in
Anlehnung an das Widerspruchsvorbringen begrÃ¼ndete) Klage hat das SG
WÃ¼rzburg Befundberichte des OrthopÃ¤den Dr â�¦ und der HNO-Ã�rztin Dr â�¦
eingeholt. Der zum gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Dr â�¦ untersuchte
die KlÃ¤gerin anlÃ¤Ã�lich des Verhandlungstermins vom 18.01.1989 und
bestÃ¤tigte in seinem Gutachten vom selben Tage die bisher von der Beklagten
vertretene Leistungsbeurteilung. Auf die Empfehlung weiterer SachaufklÃ¤rung
ernannte das Erstgericht den Direktor der UniversitÃ¤ts-HNO-Klinik WÃ¼rzburg,
Prof. Dr â�¦, und den (damaligen) Direktor der Neurologischen UniversitÃ¤tsklinik
WÃ¼rzburg, Prof. Dr â�¦, zu gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen. Bei annÃ¤hernd
gleichen Untersuchungsbefunden stimmte dieser in seinem Gutachten vom
31.03.1989 der sozialmedizinischen Beurteilung Dr â�¦ im wesentlichen zu. Aus
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neurologischer Sicht kÃ¶nne die KlÃ¤gerin leichte Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen
in geschlossenen RÃ¤umen vollschichtig verrichten; vermieden werden sollten
TÃ¤tigkeiten mit besonderer nervlicher Belastung wie Arbeiten im Akkord, am
FlieÃ�band, in Wechsel- und Nachtschicht, an laufenden Maschinen sowie unter
LÃ¤rmeinwirkung.

Prof. Dr â�¦ wies in der zusammenfassenden Beurteilung seines Gutachtens vom
19.06.1989 darauf hin, ein krankhafter, das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
einschrÃ¤nkender Befund habe sich auf HNO-Ã¤rztlichem Fachgebiet nicht erheben
lassen. Wegen der von ihr geschilderten Beschwerden sollten jedoch TÃ¤tigkeiten
an unfallgefÃ¤hrdeten ArbeitsplÃ¤tzen vermieden werden. Der ebenfalls zum
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Nervenarzt Dr â�¦ stellte in seinem
Gutachten vom 12.10.1989 folgende Diagnosen: Zustand nach Hirnstamm-
IschÃ¤mie (nicht nur HÃ¶rsturz) mit fortdauernden, bereits gebesserten, jedoch
weiter erheblichen vegetativen motorischen und sensiblen AusfÃ¤llen; vegetative
LabilitÃ¤t und Hinweis auf MedikamentenmiÃ�brauch. Der KlÃ¤gerin seien seit
Antragstellung und trotz zwischenzeitlicher Besserung auch gegenwÃ¤rtig selbst
Arbeiten in geringfÃ¼gigem Umfang nicht mehr zumutbar. Durch Intensivierung der
(bisher nicht ausgeschÃ¶pften) BehandlungsmÃ¶glichkeiten sei eine noch
weitergehende Besserung, wenn auch nicht die vollstÃ¤ndige Beseitigung der
AusfÃ¤lle und Beschwerden erreichbar.

Dazu legte die Beklagte ein in ihrer Zentralen Ã�rztlichen Gutachterstelle
erstattetes Gutachten vom 30.01.1990 vor. Darin Ã¤uÃ�erte der Arzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Priv.Doz. Dr. Dr â�¦ eine HirnstammischÃ¤mie sei zwar
nicht von vorneherein ausgeschlossen; bei WÃ¼rdigung der gesamten Situation
spreche jedoch die Ã¼berwÃ¤ltigende Wahrscheinlichkeit gegen ein fortdauerndes
organisches Korrelat in dem von Dr â�¦ angenommenen AusmaÃ�. Eine
GanztagstÃ¤tigkeit als NÃ¤herin sei der KlÃ¤gerin unter den Ã¼blichen
Bedingungen weiterhin zumutbar.

AbschlieÃ�end beauftragte das SG den Chefarzt der Inneren Abt. des StÃ¤dt.
Krankenhauses Wertheim, Dr â�¦, mit der Erstattung eines Gutachtens auf seinem
Fachgebiet. Er lieÃ� im Rahmen einer stationÃ¤ren Aufnahme vom 21. bis
23.05.1990 bei der KlÃ¤gerin eine Vielzahl klinischer und apparatemedizinischer
Untersuchungen durchfÃ¼hren, konnte jedoch in seinem Gutachten vom
02.07.1990 aus internistischer und allgemeinmedizinischer Sicht keine das
Beschwerdebild der KlÃ¤gerin erklÃ¤renden Befunde erheben, eine (fÃ¼r sehr
unwahrscheinlich gsehaltene) HirnstammdurchblutungsstÃ¶rung aber auch nicht
vollstÃ¤ndig ausschlieÃ�en. Den Ã¼brigen Diagnosen (Ã�bergewicht, erhÃ¶hter
Cholesterin-Spiegel, vegetative LabilitÃ¤t und Zustand nach
SchilddrÃ¼senoperation ohne Rezidiv) komme internistischerseits keine
erwerbsmindernde Bedeutung zu. FÃ¼r den Beruf als Damenschneiderin bestehe
eine ausreichende kÃ¶rperliche Belastbarkeit, wobei subjektiv die (glaubhaft
angegebenen) OhrgerÃ¤usche, Schwindelerscheinungen und Kopfschmerzen durch
eine psychovegetative LabilitÃ¤t Ã¼berlagert und verstÃ¤rkt erlebt wÃ¼rden.

Nach EinfÃ¼hrung der in einer anderen Streitsache eingeholten Auskunft des
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Landesarbeitsamts Nordbayern vom 06.06.1989 hat das SG die Klage mit Urteil vom
11.11.1990 als unbegrÃ¼ndet abgewiesen: Auf internistischem, orthopÃ¤dischem
und HNO-Ã¤rztlichem Fachgebiet habe keine LeistungseinbuÃ�e festgestellt werden
kÃ¶nnen, die einer beruflichen TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als Damenschneiderin
entgegenstehe. Mit der ihr verbliebenen EinsatzfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte,
Ã¼berwiegend im Sitzen und in geschlossenen RÃ¤umen zu verrichtende
Vollschichtarbeiten kÃ¶nnte die KlÃ¤gerin beispielsweise noch ganztags als
Ã�nderungsschneiderin in KaufhÃ¤usern oder BekleidungsgeschÃ¤ften tÃ¤tig sein.
Nach der bezeichneten Auskunft des LAA vom 20.09.1989 sei dafÃ¼r in der
Bundesrepublik Deutschland eine hinreichende Anzahl von ArbeitsplÃ¤tzen
vorhanden.

Gegen die am 30.11.1990 zugestellte Entscheidung richtet sich die am 17.12.1990
beim Bayer.Landessozialgericht eingegangene Berufung, zu deren vorlÃ¤ufiger
BegrÃ¼ndung unter Vorlage von Arztbriefen der behandelnden HNO-Ã�rztin Dr â�¦
vom 16.10.1991 und 22.09.1992 mit SchriftsÃ¤tzen vom 31.03., 20.08., 25.08. und
02.10.1992 eine wesentliche Verschlechterung im Gesundheitszustand der
KlÃ¤gerin (Beckenbruch infolge schweren Sturzes in heftigem Schwindelanfall,
Entstehung einer schweren Arthrose im Bereich des linken Kniegelenks; Ausbildung
eines Tumors am rechten Arm) geltend gemacht wurde.

UnabhÃ¤ngig davon holte der damals zustÃ¤ndige 6. Senat des BayLSG
Befundberichte des Nervenarztes Dr â�¦ (psychogen Ã¼berlagertes
Schmerzsyndrom, Begehrenshaltung mÃ¶glich), des Prakt. Arztes Dr â�¦, des
Chirurgen Dr â�¦ (der die KlÃ¤gerin wegen eines Bruchs des unteren und oberen
Schambeinastes in der Chirurgischen Abteilung des Kreiskrankenhauses Alzenau
behandelt hatte) und von Dr â�¦ ein.

Der zum gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Prof. Dr â�¦, Chefarzt der Abt.
fÃ¼r Neurologie und Klinische Neurophysiologie des StÃ¤dt. Krankenhauses
MÃ¼nchen-Bogenhausen hat mit Zustimmung des Berufungsgerichts ein
Zusatzgutachten von Dr â�¦, Chefarzt der HNO-Abteilung des StÃ¤dt.
Krankenhauses MÃ¼nchen-Schwabing, beigezogen. Bei eingehenden
Untersuchungen am 20. und 21.04.1993 fand sich im HNO-Ã¤rztlichen Bereich
keine objektivierbare pathologische StÃ¶rung im Sinne einer Erkrankung und
demzufolge auch keinerlei EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit von seiten dieses
Fachgebiets (Gutachten vom 03.05.1993).

Prof. Dr â�¦ und der mitbegutachtende Oberarzt Dr â�¦ diagnostizierten in ihrem
Gutachten vom 01.06.1993 auf neurologischem und neuro-otologischem Fachgebiet
fÃ¼r die Zeit ab April 1987 rezidivierende SchwindelzustÃ¤nde bei leichter zentral-
vestibulÃ¤rer FunktionsstÃ¶rung sowie einen Tinnitus rechts bei Zustand nach
HÃ¶rsturz 1986. Damit sei der KlÃ¤gerin eine GanztagsbeschÃ¤ftigung unter den
Ã¼blichen Bedingungen eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses mÃ¶glich. Ã�bliche
Entfernungen zwischen Wohnung und Arbeitsplatz kÃ¶nne die KlÃ¤gerin mit
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zurÃ¼cklegen, wÃ¤hrend die FÃ¤higkeit zum
FÃ¼hren eines PKW s bzw. zur Benutzung eines Fahrrads als eingeschrÃ¤nkt gelten
mÃ¼sse. Die UmstellungsfÃ¤higkeit auf andere (als die bisher ausgeÃ¼bten)
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ErwerbstÃ¤tigkeiten sei neurologischerseits nicht eingeschrÃ¤nkt.

WÃ¤hrend des dreitÃ¤tigen stationÃ¤ren Aufenthalts (18. â�� 21. 04.1993) wurde
die KlÃ¤gerin auch in der OrthopÃ¤dischen Abteilung des StÃ¤dt.Krankenhauses
MÃ¼nchen-Bogenhausen untersucht. Dabei stellten Prof. Dr â�¦ und Ltd. Oberarzt
Dr â�¦ in ihrem orthopÃ¤dischen Zusatzgutachten vom 17.05.1993 folgende (seit
April 1987 vorliegende) GesundheitsstÃ¶rungen fest: Beginnende Gonarthrose mit
degenerativer MeniskusschÃ¤digung bei Z.n. komplexer KapselbandlÃ¤sion und
knÃ¶chernem vorderem KreuzbandausriÃ� am linken Kniegelenk (Dezember 1986);
chronisches SehnenengpaÃ�-Syndrom der rechten Schulter bei hochgradigem
Verdacht auf Rotatorenmanschettenruptur; chronisch rezidivierende Lumbalgie bei
Fehlhaltung und gering ausgeprÃ¤gter Torsionsskoliose mit geringen degenerativen
VerÃ¤nderungen der unteren LWS.

Wegen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der rechten Schulter und des linken
Kniegelenks kÃ¶nne die KlÃ¤gerin nur leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
ausfÃ¼hren. TÃ¤tigkeiten, die das Heben schwerer GegenstÃ¤nde oder Heben
oberhalb der Horizontale erforderten, seien nicht mehr zumutbar. Insgesamt
kÃ¶nne die KlÃ¤gerin aus orthopÃ¤discher Sicht eine Ganztagsarbeit mit leichteren
TÃ¤tigkeiten, die keinen Ã¼bermÃ¤Ã�igen Gebrauch des rechten Armes und
lÃ¤ngeres Stehen oder Gehen erforderten bzw. im BÃ¼cken oder Knien
durchgefÃ¼hrt werden mÃ¼Ã�ten, weiterhin ausÃ¼ben. Die FuÃ�wege zwischen
Wohnung und ArbeitsstÃ¤tte (bzw. den Haltestellen Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel)
seien auf maximal 500 m zu begrenzen.

Dazu Ã¤uÃ�erte sich die KlÃ¤gerin mit Schriftsatz ihrer BevollmÃ¤chtigen vom
10.09.1993 unter gleichzeitiger BegrÃ¼ndung der Berufung: Als gelernte
Damenschneiderin sei sie zur BerufsausÃ¼bung auf den Gebrauch der rechten
Hand angewiesen; Belastungen des rechten Armes seien ihr nach den
Feststellungen Prof. Dr â�¦ jedoch nicht mehr zumutbar. Gleiches gelte fÃ¼r die
vom SG als Verweisungsberuf herangezogene TÃ¤tigkeit als
"Ã�nderungsschneiderin". BÃ¼cken und Knien seien bei dieser TÃ¤tigkeit
unvermeidlich, ihr aus gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht mehr mÃ¶glich. Aufgrund
ihrer abgeschlossenen Berufsausbildung sei sie in die erste, zumindest aber die
zweite Stufe des vom BSG entwickelten Berufsgruppenschemas einzuordnen.
Insoweit kÃ¶nne sie nur auf TÃ¤tigkeiten des "oberen" Anlernbereichs verwiesen
werden. DiesbezÃ¼glich sei der Arbeitsmarkt verschlossen und auÃ�erdem das
Erfordernis zu berÃ¼cksichtigen, daÃ� ArbeitsplÃ¤tze tÃ¤glich von der eigenen
Wohnung aus erreicht werden kÃ¶nnten.

Um die EinsatzmÃ¶glichkeiten der KlÃ¤gerin in ihrem bisherigen Berufskreis, aber
auch die arbeitsmedizinischen und qualitativen Anforderungen mÃ¶glicher
VerweisungstÃ¤tigkeiten aus dem Anlernbereich zu klÃ¤ren, hat der 6. Senat ein
berufskundliches Gutachten des Landesarbeitsamts Nordbayern vom 23.06.1994
eingeholt. Auf den Inhalt dieses Gutachtens, dessen Aussagen die Beklagte mit
Schriftsatz vom 08.08.1994 in allen wesentlichen Punkten widersprochen hat, wird
im einzelnen Bezug genommen.
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Zum GehvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin Ã¤uÃ�erten sich Prof. Dr â�¦ und Dr â�¦ in einer
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 29.09.1995: Die im Hauptgutachten erfolgte
Festlegung der Gehstrecke auf 500 m berÃ¼cksichtige, daÃ� lÃ¤ngere
Belastungsphasen zu einem Fortschreiten der Arthrose fÃ¼hren kÃ¶nnten. Exakte
MaÃ�angaben seien nicht mÃ¶glich. Klinische Erfahrungen bestÃ¤tigten jedoch,
daÃ� eine Vielzahl von Patienten mit Ã¤hnlichen arthrotischen
KniegelenksverÃ¤nderungen wie bei der KlÃ¤gerin ohne erhebliche Schmerzen
Gehstrecken von mehr als 500 m zurÃ¼cklegen kÃ¶nnten. Wegen subjektiv
erhÃ¶hter Schmerzempfindlichkeit kÃ¶nnten bei der KlÃ¤gerin erhebliche
Schmerzen, mÃ¶glicherweise aber auch Schmerzen bereits nach Gehstrecken unter
500 m, auftreten. Die Frage, ob die KlÃ¤gerin eine Gehleistung von mehr als 500 m
viermal tÃ¤glich erbringen kÃ¶nne, sofern es sich bei der in Aussicht genommenen
Berufsarbeit ausschlieÃ�lich um sitzende TÃ¤tigkeit handele, sei aufgrund der
klinischen Erfahrungen bei einem grÃ¶Ã�eren Patientenkollektiv zu bejahen.

Wegen verzÃ¶gerter Abgabe der ergÃ¤nzenden Stellungnahme hatte die
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte unter Hinweis auf eine zwischenzeitlich eingetretene
Verschlechterung der FunktionsverhÃ¤ltnisse des linken Kniegelenks mit Schriftsatz
vom 18.04.1995 beantragt, Prof. Dr â�¦ vom Gutachtensauftrag zu entbinden und
an seiner Stelle Prof. Dr â�¦, Ã�rztl. Direktor der OrthopÃ¤dischen UniversitÃ¤ts-
und Poliklinik Friedrichsheim in Frankfurt, mit der Erstattung eines weiteren
Gutachtens zu beauftragen. Einem von Dr â�¦ unterzeichneten Kurzbrief dieser
Klinik vom 12.04.1995 ist als Hauptdiagnose eine "medial betonte Arthrose des
linken Kniegelenks" und als Therapievorschlag die DurchfÃ¼hrung konservativer
MaÃ�nahmen zu entnehmen.

Nach Vertagung der Streitsache in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 20.08.1996
hat der Senat beim Allg. Ã¶ffentl. Krankenhaus St. Vinzen in Zams/Tirol das
Krankenblatt Ã¼ber die dortige stationÃ¤re Behandlung vom 15. bis 20.02.1992
nach einem Skiunfall angefordert. Weiter hat er vom Kreiskrankenhaus des
Landkreises Aschaffenburg in Alzenau/Wasserlos die Original-Krankengeschichte der
KlÃ¤gerin aus dem Jahre 1992 beigezogen.

Zur weiteren SachaufklÃ¤rung hat der Senat den OrthopÃ¤den Dr â�¦ zum
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. In seinem Gutachten vom 04.11.1996
stellte dieser bei der KlÃ¤gerin folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest: Geringe
Fehlhaltung der HalswirbelsÃ¤ule; leichte Retropositio L 5, Baastrup-Syndrom;
Ileosakralgelenksarthrose; Omarthrose und Schultereckgelenksarthrose rechts;
angedeutete Torsionsskoliose der LWS; Gonarthrose links mehr als rechts, leichte
SchwÃ¤che der vorderen KreuzbÃ¤nder; kernspintomographisch festgestelltes
Fehlen des vorderen Kreuzbandes rechts, operierte fragliche Kreuzbandruptur und
MeniskusriÃ� links.

Zusammenfassend fÃ¼hrte Dr â�¦ aus, von einer gravierenden
Leidensverschlimmerung kÃ¶nne gegenÃ¼ber den Vorgutachten insgesamt nicht
gesprochen werden. Die KlÃ¤gerin sei ohne GefÃ¤hrdung ihrer Restgesundheit nach
wie vor in der Lage, mittelschwere Arbeiten in gelegentlichem Wechsel mit
leichteren TÃ¤tigkeiten zu verrichten. Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten seien
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wegen der KniegelenksverÃ¤nderungen nicht mehr mÃ¶glich. Aus denselben
GrÃ¼nden solle die KlÃ¤gerin im Arbeitseinsatz nicht anhaltend stehen mÃ¼ssen
und nicht in hockender oder knieender Stellung arbeiten. Ferner solle sie nicht
gezwungen sein, mit dem rechten Arm unter Einsatz des SchultergÃ¼rtels
schwerere Lasten zu drÃ¼cken und zu schieben. ZusÃ¤tzliche Arbeitspausen
benÃ¶tige die KlÃ¤gerin nicht. Ein Wechsel der KÃ¶rperposition sei bei sitzenden
TÃ¤tigkeit nicht erforderlich. Da die FÃ¤higkeit zum Sitzen nicht eingeschrÃ¤nkt sei,
kÃ¶nne auch die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit einer MusternÃ¤herin weiterhin
ausgefÃ¼hrt werden. Die KlÃ¤gerin sei zumindest mit einem rechts gefÃ¼hrten
Stock zur Entlastung des linken Kniegelenkes in der Lage, etwa 600 bis 700 m
schmerzfrei zu gehen, und kÃ¶nne diese Strecke in etwa 10 bis 15 Minuten
zurÃ¼cklegen.

Mit Schriftsatz ihrer BevollmÃ¤chtigten vom 20.02.1997 hat die KlÃ¤gerin zum
Gutachten Dr â�¦ Stellung genommen und gleichzeitig einen Bericht der HNO-
Ã�rztin â�¦ vom 03.02.1997 vorgelegt.

Daraufhin ist vom erkennenden Senat der HNO-Arzt Dr â�¦ mit der Erstattung eines
weiteren Gutachtens zur LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin beauftragt worden. Er
hat die KlÃ¤gerin am 11.07.1997 untersucht und gestÃ¼tzt auf die Ergebnisses
umfangreicher apparatemedizinischer Befunderhebungen in seinem Gutachten vom
05.08.1997 im wesentlichen drei Beschwerdekomplexe der KlÃ¤gerin abgehandelt:
1. die seit 1997 bestehenden NasennebenhÃ¶hlenprobleme 2. subjektive
HÃ¶rstÃ¶rungen und Tinnitus rechts 3. GleichgewichtsstÃ¶rungen. Von HNO-
Ã¤rztlicher Seite sollten schwere kÃ¶rperliche Arbeiten vermieden werden, da diese
in der Regel mit einer Belastung des Gleichgewichtsorgans verbunden seien;
ansonsten seien der KlÃ¤gerin leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig,
stundenweise auch mittelschwere Arbeiten mÃ¶glich und zumutbar. Gegen die
weitere AusÃ¼bung der zuletzt (bei der Firma â�¦) verrichteten TÃ¤tigkeit als
MusternÃ¤herin bestÃ¼nden keine Bedenken.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 05.11.1990 aufzuheben und die
Beklagte in AbÃ¤nderung des Bescheides vom 02.09.1987 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.06.1988 zu verurteilen, ihr ab 01.05.1987 Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand des Verfahrens waren die Aktenunterlagen der
Beklagten und des Sozialgerichts WÃ¼rzburg. Wegen weiterer Einzelheiten wird zur
ErgÃ¤nzung des Tatbestands auf das angefochtene Urteil und den Ã¼brigen
Akteninhalt, insbesondere die vorliegenden Berichte, Stellungnahmen und
Gutachten, die in zweiter Instanz eingeholten ArbeitgeberauskÃ¼nfte sowie das
schriftsÃ¤tzliche Vorbringen der Beteiligten Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig; sie ist form- und fristgerecht eingelegt und auch nach Â§
143 SGG statthaft, weil AusschluÃ�grÃ¼nde im Sinne der Â§Â§ 144, 146 SGG in der
mit Ablauf des 28.02.1993 auÃ�er Kraft getretenen Fassung nicht vorliegen. Die
genannten Vorschriften sind fÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeitsprÃ¼fung in dieser Streitsache
weiter anzuwenden, weil die mÃ¼ndliche Verhandlung, auf die das angefochtene
Urteil ergangen ist, vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Entlastung der
Rechtspflege vom 11.01.1993 â�� BGBl I S.50 â�� geschlossen wurde (Art. 14 Abs.
1 und 15 Abs. 1 aaO).

In der Sache hat das Rechtsmittel keinen Erfolg, da das angefochtene Urteil
jedenfalls im Ergebnis der Sach- und Rechtslage entspricht. An einer
Sachentscheidung Ã¼ber den in erster Linie verfolgten Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit war das Sozialgericht bei ErlaÃ� des nach mÃ¼ndlicher
Verhandlung ergangenen Urteils vom 05.11.1990 nicht gehindert. Zweifel im
Hinblick auf die ZulÃ¤ssigkeit der Klage bzgl. des umfassenderen Anspruchs auf
GewÃ¤hrung von Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit kÃ¶nnten sich daraus ergeben,
daÃ� die KlÃ¤gerin mit der am 29.04.1987 bei der Beklagten erfolgten
Antragstellung eindeutig nur die GewÃ¤hrung von Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
geltend gemacht hat. Bei fehlendem Antrag hÃ¤tte die Beklagte Ã¼ber den
Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht entscheiden dÃ¼rfen; denn
nach den fÃ¼r das allgemeine Verwaltungsrecht geltenden GrundsÃ¤tzen ist ein
ohne den erforderlichen Antrag ergangener Verwaltungsakt (VA) regelmÃ¤Ã�ig als
nichtig anzusehen. Bei Ã�bernahme dieser Rechtsauffassung hÃ¤tte das SG auf die
Anfechtungsklage der KlÃ¤gerin hin die streitigen Bescheide insoweit aufheben
mÃ¼ssen, als Ã¼ber den Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
entschieden wurde. Aus Â§ 41 Abs. 1 Nr. 1 des am 01.01.1981 in Kraft getretenen
Sozialgesetzbuches â�� Verwaltungsverfahren â�� (SGB X) ergibt sich jedoch in
Verbindung mit Â§ 40 SGB X (in welchem die GrÃ¼nde der Nichtigkeit eines VA
genannt sind), daÃ� vom Gesetzgeber das Fehlen einer notwendigen Antragstellung
nicht mehr als absoluter Nichtigkeitsgrund angesehen wird, sondern lediglich die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungshandelns (mit der MÃ¶glichkeit einer
nachtrÃ¤glichen Heilung des ihm anhaftenden Verfahrens- oder Formmangels) zur
Folge hat. So entfÃ¤llt die Rechtswidrigkeit eines ohne das notwendige
Sachentscheidungsbegehren ergangenen VA, wenn der zu seinem ErlaÃ�
erforderliche Antrag nachtrÃ¤glich gestellt wird. Wie den AusfÃ¼hrungen zur
BegrÃ¼ndung des Widerspruchs im Schriftsatz vom 28.01.1988 zweifelsfrei zu
entnehmen ist, hat die KlÃ¤gerin den (umfassenderen) Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit bereits im verwaltungsbehÃ¶rdlichen Vorverfahren geltend
gemacht. Diesem Vorbringen kommt nach Auffassung des Senats die
RechtsqualitÃ¤t einer an die (durch die Widerspruchsstelle reprÃ¤sentierte)
Beklagte gerichteten Antragstellung auf GewÃ¤hrung der entsprechenden
Rentenleistungen zu. Damit ist der Formmangel der zunÃ¤chst fehlenden
Antragstellung geheilt. Das SG war deshalb nicht gehindert, die angefochtenen
Bescheide in der Sache auch insoweit nachzuprÃ¼fen, als damit die GewÃ¤hrung
von Rentenleistungen wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit abgelehnt worden war. Zur
Entscheidung Ã¼ber beide AnsprÃ¼che war die Kammer schon deshalb befugt, weil
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auch die Beklagte mit ihren Verwaltungsentscheidungen vom 02.09.1987 und
06.06.1988 die Bewilligung von Rentenleistungen wegen Erwerbs- und
BerufsunfÃ¤higkeit abgelehnt hatte. Diese Feststellung gilt auch fÃ¼r den
Erstbescheid, obwohl dieser â�� seinem Ã¤uÃ�eren Wortlaut nach â�� nur die
Bewilligung von Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit versagt hatte. Zwar darf ein
Sachurteil nicht ergehen, wenn und soweit ein VA nicht vorausgegangen ist (vgl.
BSGE 10, 218 ff und SozR 2200 Â§ 1236 Nr. 19); zu dieser Rechtssprechung hat sich
das SG aber nicht in Widerspruch gesetzt. Denn der BegrÃ¼ndung des Bescheides
vom 22.09.1987 ist mit hinreichender Deutlichkeit zu entnehmen, daÃ� auch der
Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit abgelehnt werden sollte.

AnsprÃ¼che wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit stehen der KlÃ¤gerin fÃ¼r die
im Berufungsverfahren (nach dem Inhalt des Schriftsatzes vom 14.12.1990) allein
noch streitige Zeit ab 01.05.1987 nicht zu. Da sie die Bewilligung entsprechender
Rentenleistungen unter BerÃ¼cksichtigung des am 29.04.1987 gestellten Antrags
begehrt, richtet sich der PrÃ¼fungsmaÃ�stab insoweit nach den bis 31.12.1991
geltenden Vorschriften der Â§Â§ 1246, 1247 Reichsversicherungsordnung -RVO-
(vgl. Â§Â§ 300, 306 des Sozialgesetzbuchs â�� Sechstes Buch, Gesetzliche
Rentenversicherung -, SGB VI). FÃ¼r einen â�� erstmalig oder erneut â�� nach dem
31.12.1991 begrÃ¼ndeten Leistungsbeginn bilden die Â§Â§ 43 und 44 i.V.m. Â§ 300
Abs. 1 SGB VI die alleinige Anspruchsgrundlage. Da sich aber die Vorschriften der
RVO und des SGB VI bzgl. der medizinischen und berufskundlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung von Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht
maÃ�geblich unterscheiden, ergibt sich â�� von den versicherungsrechtlichen
Zugangserfordernissen abgesehen â�� keine sachliche Abweichung zwischen dem
am 31.12.1991 geltenden und dem neuen (am 01.01.1992 in Kraft getretenen)
Recht.

An einer PrÃ¼fung der medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die fraglichen
AnsprÃ¼che war der Senat nicht wegen Fehlens versicherungsrechtlicher
Erfordernisse gehindert (vgl. Â§Â§ 1246 Abs. 1, 2a und 1247 Abs. 1, 2a RVO bzw. 
Â§Â§ 43 Abs. 3 und 44 Abs. 4 SGB VI). Nach dem aktenkundigen
Versicherungsverlauf vom 04.01.1991 sind Ã¼ber den nach dem
Haushaltsbegleitgesetz 1984 relevanten Stichtag vom 01.01.1984 hinaus bis
10.09.1988 lÃ¼ckenlos Beitrags- und Ausfall- bzw. Anrechnungszeiten vorgemerkt.
Damit steht zwar fest, daÃ� die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
einen auf den Zeitpunkt der Antragsstellung (am 29.04.1987) fingierten
Versicherungsfall erfÃ¼llt sind, weil in dem um die Ausfallzeiten verlÃ¤ngerten
FÃ¼nfjahreszeitraum vor dem 01.04.1987 mehr als 36 Kalendermonate
PflichtbeitrÃ¤ge nachgewiesen sind; dagegen lÃ¤Ã�t sich die ErfÃ¼llung der
versicherungsfallnahen Pflichtbeitragsleistung im genannten Umfang nicht fÃ¼r
jeden bis zum SchluÃ� der mÃ¼ndlichen Verhandlung eingetretenen
Versicherungsfall herstellen. Die KlÃ¤gerin kann aber aufgrund der durch den
Antrag vom 29.04.1987 eingetretenen Fristhemmung (Â§ 1420 Abs. 2 RVO, Â§Â§
240 Abs. 2 und 241 Abs. 2 SGB VI) im AnschluÃ� an den letzten nachgewiesenen
Pflichtbeitrag bzw. den letzten anrechnungsfÃ¤higen Ausfallzeitmonat (September
1988) noch freiwillige BeitrÃ¤ge entrichten und dadurch die Anwartschaft gem. Art.
2 Â§ 6 Abs. 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes â�� ArVNG
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â�� aufrechterhalten (vgl. BSG, Urteil vom 22.11.1988 â�� 5/4a RJ 79/87 -). Im
Ergebnis konnte der Senat dahingestellt sein lassen, ob versicherungsrechtliche
ErwÃ¤gungen die geltend gemachten RentenansprÃ¼che ausschlieÃ�en; denn bei
der KlÃ¤gerin liegen jedenfalls die vom Erstgericht zutreffend wiedergegebenen
(medizinischen und berufskundlichen) Voraussetzungen der Â§Â§ 1247 Abs. 2, 1246
Abs. 2 RVO aF nicht vor.

ErwerbsunfÃ¤higkeit als Grundlage des mit dem Hauptantrag verfolgten Anspruchs
auf Rentenleistungen nach Â§ 1247 Abs. 1 RVO (Â§ 44 SGB VI) ist bei der KlÃ¤gerin
nach wie vor nicht gegeben. Hinsichtlich des medizinischen Sachverhalts konnte
auch durch die vom Senat veranlaÃ�ten Untersuchungen und Begutachtungen eine
wesentliche Ã�nderung der Leistungsbeurteilung, wie sie die Beklagte und das
Sozialgericht ihren Entscheidungen zugrundegelegt haben, nicht nachgewiesen
werden. Die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ist nicht infolge von Krankheit oder
anderen Gebrechen oder SchwÃ¤che ihrer kÃ¶rperlichen oder geistigen KrÃ¤fte so
eingeschrÃ¤nkt, daÃ� sie nicht mehr imstande wÃ¤re, (zustandsangemessene)
ErwerbstÃ¤tigkeiten in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben und dadurch mehr
als geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte zu erzielen (Â§ 1247 Abs. 2 Satz 1 RVO aF, Â§ 44 SGB
VI).

Auf internistischem Fachgebiet liegt nach dem in erster Instanz bei Dr â�¦
eingeholten Gutachten vom 02.07.1990 kein rentenrechtlich relevanter, das
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin entscheidend beeinflussender Befund vor.
Daran hat sich wÃ¤hrend der langen Dauer des Berufungsverfahrens nichts
geÃ¤ndert. Weder vom Hausarzt der KlÃ¤gerin noch im Rahmen orientierender
Befunderhebungen durch die in zweiter Instanz gehÃ¶rten Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen sind irgendwelche Anhaltspunkte mitgeteilt worden, daÃ� von
seiten der inneren Organe konkrete oder zumindest klÃ¤rungsbedÃ¼rftige
Erkrankungen aufgetreten sind. Zur Einholung eines weiteren internistischen
Gutachtens hat der Senat deshalb keine Veranlassung gesehen.

Aufgrund des im Februar 1986 erlittenen HÃ¶rsturzes sah die KlÃ¤gerin â�� seit
BehandlungsÃ¼bernahme im Juli 1986 weitgehend unterstÃ¼tzt durch die HNO-
Ã�rztin Dr â�¦ â�� den Schwerpunkt der ihre LeistungsfÃ¤higkeit
beeintrÃ¤chtigenden GesundheitsstÃ¶rungen auf HNO-Ã¤rztlichem Fachgebiet.
Diese EinschÃ¤tzung der KlÃ¤gerin hat sich nicht bestÃ¤tigt, konnte jedenfalls
durch die vorliegenden Gutachten nicht bewiesen werden. Dr â�¦ hat in seinem
Zusatzgutachten vom 03.05.1993 sogar die Auffassung vertreten, daÃ� auf diesem
Fachgebiet kein krankhaftes Geschehen vorliegt, insbesondere keine pathologische
StÃ¶rung der Gleichgewichtsorgane festzustellen war, welche die von der KlÃ¤gerin
geltend gemachten Schwindelbeschwerden hÃ¤tten erklÃ¤ren kÃ¶nnen.

Auch das neurologische Gutachten Prof. Dr â�¦ vom 01.06.1993 hat in vielfacher
Hinsicht Normalbefunde ergeben und die Feststellungen, wie sie insbesondere von
Prof. Dr â�¦ im Gutachten vom 31.03.1989 getroffen wurden, weitgehend
bestÃ¤tigt. Ã�berraschend erbrachte jedoch die elektronystagmographische
Untersuchung einen leicht abnormen Befund, der â�� in Ã�bereinstimmung mit den
von Dr â�¦, wenn auch ohne entsprechende Spezialbefunde, gestellten Diagnosen
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â�� eine leichte FunktionsstÃ¶rung des zentralen Gleichgewichtsorgans aufzeigte.
Eine Ursache fÃ¼r diese zentrale vestibulÃ¤re StÃ¶rung konnte Prof â�¦ nicht
angeben. Jedenfalls fanden sich fÃ¼r einen Zustand nach HirnstammischÃ¤mie, wie
sie im neurologisch-psychiatrischen Gutachten des Nervenarztes Dr â�¦ vom
12.10.1989 vermutet wurde, keine beweisenden Anhaltspunkte. Die von Prof â�¦
veranlaÃ�te cerebrale Kernspintomographie zeigte im Gegenteil keine strukturelle
LÃ¤sion im Hirnstamm; auch die dopplersonographischen Untersuchungen der
hirnzufÃ¼hrenden GefÃ¤Ã�e, insbesondere der den Hirnstamm versorgenden
Arteria basilaris, bestÃ¤tigten das Vorliegen normaler FluÃ�verhÃ¤ltnisse.
Insgesamt geht auch Dr â�¦ davon aus, daÃ� die subjektiven Angaben der KlÃ¤gerin
Ã¼ber Schwindelerscheinungen i.V.m. dem abnormen
Elektronystagmographiebefund als glaubhaft einzuschÃ¤tzen sind. Allerdings ist das
qualitative und quantitative AusmaÃ� der Beschwerden, wie es von der KlÃ¤gerin
geltend gemacht wird, nicht annÃ¤hernd mit dem klinisch-neurologischen und dem
Nystagmographiebefund in Einklang zu bringen. Es handelt sich nach
EinschÃ¤tzung Prof â�¦ um eine unbewuÃ�te hypochondrisch-neurotische
Fehlhaltung im Rahmen des langjÃ¤hrigen Rentenrechtsstreits, der aber isoliert kein
Krankheitswert â�� etwa im Sinne einer Kernneurose â�� zukommt.
AuÃ�ergewÃ¶hnliche qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen bedingen die
Schwindelerscheinungen nach seiner Beurteilung nicht. Sie Leitern und GerÃ¼sten
sowie an bzw. mit gefÃ¤hrdenden GerÃ¤ten und Maschinen leisten soll. Ansonsten
verfÃ¼gt sie noch Ã¼ber ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichtere
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes.

Die Beweislage bzgl. der auf HNO-Ã¤rztlichem Fachgebiet bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen und der daraus abzuleitenden LeistungseinschrÃ¤nkungen
hat sich durch das vom Senat ergÃ¤nzend eingeholte SachverstÃ¤ndigengutachten
des HNO-Arztes und Sozialmediziners Dr â�¦ vom 05.08.1997 nicht zugunsten der
KlÃ¤gerin verÃ¤ndert. Soweit sich das Vorbringen der KlÃ¤gerin auf die erstmals
Anfang des Jahres 1997 aufgetretenen NebenhÃ¶hlenbeschwerden bezieht, handelt
es sich um eine KiefernhÃ¶hlenzyste, die nur bei eitriger EntzÃ¼ndung
behandlungssbedÃ¼rftig ist und bei wiederholtem Auftreten (wofÃ¼r bei der
KlÃ¤gerin kein Anhalt vorliegt) operativ beseitigt werden kann. Relevante
Auswirkungen auf die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin kommt diesem Befund nicht
zu. Gleiches gilt fÃ¼r die subjektiven HÃ¶rstÃ¶rungen der KlÃ¤gerin nach einem
1986 erlittenen HÃ¶rsturz und durch einen seither bestehenden Tinnitus
(OhrgerÃ¤usch). Aufgrund einer Vielzahl von Audiometrie-Befunden, die zwischen
1986 und 1997 erhoben und von Dr â�¦ ausgewertet wurden, gelangte der
SachverstÃ¤ndige zu dem Ergebnis, daÃ� â�� von unbedeutenden Tief- und
Hochtonsenken abgesehen â�� ein meÃ�barer und damit sozialmedizinisch ins
Gewicht fallender HÃ¶rverlust bei der KlÃ¤gerin nicht vorliegt. Er betrÃ¤gt beidseits
0 %.

Eine nennenswerte EinschrÃ¤nkung des HÃ¶rvermÃ¶gens wird auch nicht durch
den von Dr â�¦ bestÃ¤tigten Tinnitus des rechten Ohres verursacht. Auch wenn das
OhrgerÃ¤usch, das nicht stÃ¤ndig und in gleicher IntensitÃ¤t vorhanden ist, von der
Betroffenen teilweise als lÃ¤stig empfunden wird, stand es weder bei der
Untersuchung vom 11.07.1997 noch in der Vergangenheit im Vordergrund der die
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KlÃ¤gerin in ihrem LeistungsvermÃ¶gen beeintrÃ¤chtigenden Beschwerden.
AusdrÃ¼cklich hat die KlÃ¤gerin bei mehreren Begutachtungsuntersuchungen die
Frage verneint, ob durch den Tinnitus SchlafstÃ¶rungen ausgelÃ¶st wÃ¼rden. Auch
fanden in der Vergangenheit HNO-Ã¤rztliche Behandlungen vorrangig wegen der
angeblichen HÃ¶rstÃ¶rungen und insbesondere wegen der behaupteten
Schwindelerscheinungen, nicht dagegen zur EindÃ¤mmung des Tinnitus statt. Aus
den aktenkundigen Ã¤rztlichen Unterlagen ergibt sich darÃ¼ber hinaus kein
Hinweis, daÃ� jemals die Anpassung eines (dem HÃ¶rgerÃ¤t vergleichbaren)
Hilfsmittels zur Ã�berdeckung des Tinnitus beantragt oder versucht wurde. Der
durch OhrgerÃ¤usche hervorgerufene Leidensdruck kann deshalb nach Auffassung
des Senats nicht sehr ausgeprÃ¤gt gewesen sein â�� abgesehen davon, daÃ� die
mit einer beruflichen TÃ¤tigkeit verbundene "Ablenkung" das
BelÃ¤stigungspotential des Tinnitus wesentlich begrenzt.

Als einzige GesundheitsstÃ¶rung von mÃ¶glicherweise rentenrechtlicher Bedeutung
auf HNO-Ã¤rztlichem Fachgebiet verbleiben demnach die auch von der KlÃ¤gerin in
den Vordergrund ihres Beschwerdebildes gestellten GleichgewichtsstÃ¶rungen. Mit
Recht hat Dr â�¦ in Auswertung der umfangreichen, einen Zeitraum von mehr als 10
Jahren umfassenden Befunddokumentation darauf hingewiesen, daÃ� sich
bezÃ¼glich dieser Erkrankung sowohl bei der Symptomatik als auch bei den
Befunden und deren Interpretation im Laufe der Jahre groÃ�e Unterschiede ergeben
haben und daÃ� es (ebenso wie beim HÃ¶rverlust) auch bei der (fÃ¼r das Auftreten
der Schwindelerscheinungen verantwortlichen) Mindererregbarkeit der
Gleichgewichtsorgane zu einer vollstÃ¤ndigen RÃ¼ckbildung kommen kann.
Obwohl anamnestisch das Auftreten von Schwindelerscheinungen bei der KlÃ¤gerin
bereits vor dem HÃ¶rsturz im Februar 1986 festgestellt war, hÃ¤lt es der
SachverstÃ¤ndige deshalb nicht fÃ¼r ausgeschlossen, daÃ� der subjektiv erheblich
belastende Schwindel im Zusammenhang mit dem HÃ¶rsturz ausgelÃ¶st wurde.
Nachgewiesen ist das nicht. Allerdings kommt es im Bereich der gesetzlichen
Rentenversicherung auf die Frage des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs nicht an.
Entscheidend ist allein das Vorliegen der funktionellen LeistungsbeeintrÃ¤chtigung.
Insoweit ist jedoch auch fÃ¼r den der Beurteilung des Senats unterliegenden
Zeitraum (vom 01.05.1987 bis zum SchluÃ� der mÃ¼ndlichen Verhandlung) kein
hinreichender (mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit fÃ¼r das Vorliegen
der anspruchbegrÃ¼ndenden Tatsachen sprechender) Nachweis gefÃ¼hrt, daÃ�
die KlÃ¤gerin aufgrund HÃ¤ufigkeit, Dauer und IntensitÃ¤t der angegebenen
Schwindelerscheinungen gehindert war, einer VollzeitbeschÃ¤ftigung unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes nachzugehen.

Bereits der am 25.11.1986 von Dr â�¦ erhobene, als "kalorische
Nystagmusreaktionsdissoziation" bezeichnete Befund lÃ¤Ã�t sich nach der
Bewertung Dr â�¦ nicht mehr als eindeutige periphere GleichgewichtsstÃ¶rung im
Sinne einer typischen "Untererregbarkeit nach HÃ¶rsturz mit vestibulÃ¤rer
Beteiligung" zuordnen. Die im Arztbrief an Dr â�¦ gleichzeitig mitgeteilten
"verbreiterten Schwankungen" kÃ¶nnen unter BerÃ¼cksichtigung der
nervenÃ¤rztlicherseits angedeuteten MÃ¶glichkeit einer psychischen
Fehlverarbeitung ebenfalls nicht als Nachweis einer zentralen
GleichgewichtsstÃ¶rung gelten. Bei der nachfolgenden Kontrolle durch Dr â�¦ (am
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01.04.1997) ergab die kalorische PrÃ¼fung einen vÃ¶llig seitengleichen Befund,
also gerade keinen Hinweis auf das Fortbestehen einer GleichgewichtsstÃ¶rung.
Beim ersten gutachterlich (im Juli 1987 von Dr â�¦) erhobenen Befund paÃ�t nach
der schlÃ¼ssig begrÃ¼ndeten Aussage Dr â�¦ die angegebene Ã�bererregbarkeit
der rechten Seite nicht zur klinischen Feststellung eines nach links weisenden
Spontannystagmus. Zudem sind die damals von der KlÃ¤gerin angegebenen
erheblichen Schwindelbeschwerden nicht mit dem unauffÃ¤lligen Ergebnis des
seinerzeit durchgefÃ¼hrten Unterberg schen Tretversuchs zu vereinbaren, da die
Schwindelerscheinigungen gerade bei Untersuchungen mit geschlossenen Augen
ausgeprÃ¤gter sind als im tÃ¤glichen Leben, wo die MÃ¶glichkeit der visuellen
Orientierung und Kompensierung besteht. Zwar wurde von der behandelnden HNO-
Ã�rztin Dr â�¦ bei einer neuro-otologischen Kontrolle vom 03.02.1988 erneut eine
kombiniert periphere und zentrale GleichgewichtsstÃ¶rung diagnostiziert. Dieser
â�� nach den von ihr mitgeteilten Befundergebnissen keineswegs eindeutigen â��
Bewertung hat Dr â�¦ jedoch mit dem Hinweis widersprochen, daÃ� es bei einer
tatsÃ¤chlichen VerÃ¤nderung der Erregbarkeit (der Gleichgewichtsorgane) in der
Regel einen Spontannystagmus gebe, ein solcher aber seit 1988 bei keiner
Untersuchung mehr festgestellt worden sei.

Im Rahmen seiner umfangreichen apparatemedizinischen Befunderhebungen
muÃ�te Dr â�¦ aus technischen GrÃ¼nden auf die DurchfÃ¼hrung einer
"kalorischen PrÃ¼fung" verzichten; fÃ¼r den Fall ihrer Notwendigkeit war ihm
jedoch bereits am Untersuchungstag (11.07.1997) vom Gericht telefonisch die
Genehmigung erteilt worden, diese Untersuchung bei der nunmehr behandelnden
HNO-Ã�rztin Dr â�¦ nachholen zu lassen und deren Befundaufzeichnung ggfs. fÃ¼r
die Gutachtenserstattung zu verwerten. Auf diese MÃ¶glichkeit hat der
SachverstÃ¤ndige letztlich verzichtet. Die dafÃ¼r mitgeteilten GrÃ¼nde halten
einer am MaÃ�stab der im sozialgerichtlichen Verfahren bestehenden
Amtsermittlungspflicht orientierten PrÃ¼fung stand. Eine Wiederholung der sog.
Kalt- und WarmspÃ¼lung war auch nach Ã�berzeugung des Senats nicht
erforderlich, um dem SachverstÃ¤ndigen begrÃ¼ndete gutachterliche Aussagen zu
ermÃ¶glichen. Zutreffend hat Dr â�¦ in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen,
daÃ� bei gleichartigen Untersuchung im Rahmen der 1989 und 1993 erfolgten
Begutachtungen durch die HNO-UniversitÃ¤tsklinik WÃ¼rzburg und die HNO-
Abteilung des StÃ¤dt. Krankenhauses MÃ¼nchen-Bogenhausen sowie im Januar
1997 bei Frau Dr â�¦ eine seitengleiche kalorische Erregbarkeit ohne nennenswerte
Enthemmung oder Hemmung festgestellt wurde. Auch die nicht ganz so eindeutigen
Zwischenbefunde, die 1991 und 1992 von Frau Dr â�¦ erhoben wurden, erlauben im
Ergebnis keine abweichende Interpretation, so daÃ� der SachverstÃ¤ndige nach
vergleichender und sorgfÃ¤ltig abwÃ¤gender Bewertung sÃ¤mtlicher Vorbefunde
abschlieÃ�end zu der Aussage gelangte, seit Ende der 80er Jahre habe mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit keine periphere GleichgewichtsstÃ¶rung
mehr vorgelegen. Auf eine erneute kalorische PrÃ¼fung konnte er deshalb
verzichten, zumal seine sonstigen Untersuchungen objektiv keinerlei Hinweis auf
das Vorhandensein einer GleichgewichtsstÃ¶rung erbrachten. Von einer
"UnvollstÃ¤ndigkeit" des durch Dr â�¦ erstatteten Gutachtens und der ihm
zugrundeliegenden Befunderhebungen kann deshalb entgegen den AusfÃ¼hrungen
der KlÃ¤gerin im Schriftsatz ihrer BevollmÃ¤chtigten vom 31.10.1997 nicht

                            15 / 22



 

gesprochen werden.

Wenn der gerichtliche SachverstÃ¤ndige trotz Fehlens beweiskrÃ¤ftiger
organpathologischer Befunde letztlich nicht ausschlieÃ�en kann, daÃ� die KlÃ¤gerin
den von ihr angegebenen Schwindel subjektiv und glaubhaft empfindet, werden
seine gutachterlichen Aussagen dadurch nicht entwertet. Nach eigener Angabe hat
ihn seine langjÃ¤hrige sozialmedizinische und fachÃ¤rztliche Erfahrung gelehrt,
daÃ� Extrempositionen (die absolute Verneinung jeder Art von Pathologie ebenso
wie die Bewertung jeder noch so geringen GleichgewichtsstÃ¶rung als organisches
Problem) der RealitÃ¤t hÃ¤ufig nicht gerecht wird. Bei vielen Patienten mit
Schwindelbeschwerden der Art, wie sie die KlÃ¤gerin vortrÃ¤gt (insbesondere beim
Wiederaufrichten aus gebÃ¼ckter Haltung oder bei schnellen Kopfbewegungen),
bleibt die Ursache trotz ausgedehnter Untersuchungen ungeklÃ¤rt. In solchen
FÃ¤llen werden (diagnostisch bisher kaum feststellbare)
MikrozirkulationsstÃ¶rungen im zentralen Nervensystem als AuslÃ¶ser vermutet,
wobei eine symptomatische Behandlung (Schwindeltraining) bei einem Teil der
Patienen zum Erfolg fÃ¼hrt, wÃ¤hrend andere lebenslang bestimmte schnelle
Bewegungen vermeiden mÃ¼ssen. Auch wenn die KlÃ¤gerin zur letzteren Gruppe
von Betroffenen zÃ¤hlt, besteht nach der fÃ¼r den SachverstÃ¤ndigen
Ã¼berschaubaren, mehr als zehnjÃ¤hrigen Entwicklung vorliegend keine
schwerwiegende Problematik. Folgt man seiner Empfehlung, daÃ� auch bei
fehlendem Nachweis von Organbefunden alleine die Angabe von Schwindel bei
schnellen Kopfbewegungen bzw. beim Wiederaufrichten aus gebÃ¼ckter Haltung zu
arbeitsmedizinischen Konsequenzen fÃ¼hren sollte, resultiert daraus keine
VerkÃ¼rzung der betriebsÃ¼blichen Arbeitszeit; vielmehr sind verschiedene
EinsatzbeschrÃ¤nkungen zu beachten, die sich in erster Linie aus dem
SchutzbedÃ¼rfnis des Arbeitnehmers ableiten. Zu vermeiden sind demnach
TÃ¤tigkeiten mit Absturzgefahr (auf Leitern, BrÃ¼stungen, GerÃ¼sten) und an
offenen Maschinen. Auch stÃ¤ndiges Gehen und Stehen sind nicht gÃ¼nstig;
desgleichen sollten Arbeiten mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken und Wiederaufrichten
vermieden werden. Diesen arbeitsmedizinischen Vorbehalten wird durch eine
berufliche TÃ¤tigkeit, die ausschlieÃ�lich oder Ã¼berwiegend (im Wechsel mit
Stehen und/oder gelegentlichem Gehen) stattfindet, hinreichend Rechnung
getragen. Nach den Feststellungen des OrthopÃ¤den Dr â�¦ (Gutachten vom
04.11.1996) ist die FÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin zum Sitzen (und damit zur Verrichtung
einer ausschlieÃ�lich im Sitzen stattfindenden BerufstÃ¤tigkeit) nicht limitiert, da
die Lendenbandscheiben normal weit sind, die LendenwirbelsÃ¤ule frei funktioniert,
Hinweise auf Nervenwurzelreizerscheinungen nicht vorliegen und keine
Stauungserscheinungen an den unteren ExtremitÃ¤ten bestehen.

Danach kann und konnte die KlÃ¤gerin zumindest kÃ¶rperlich leichte â�� nach der
insoweit Ã¼bereinstimmenden Beurteilung der vom Senat gehÃ¶rten
SachverstÃ¤ndigen Dr â�¦ und Dr â�¦ â�� zeitweise auch mittelschwere
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes noch regelmÃ¤Ã�ig und vollschichtig
verrichten. Nach wie vor gilt der Grundsatz, daÃ� die ErwerbsfÃ¤higkeit von
Versicherten, die noch ganztÃ¤tig arbeiten kÃ¶nnen, nicht von der Feststellung
Ã¼ber das Vorhandensein von ArbeitsplÃ¤tzen abhÃ¤ngt (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BSG; vgl. zuletzt Beschluss des GroÃ�en Senats vom
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19.12.1996 â�� GS 1/95 -). Zwar sind in der Rechtsprechung Ausnahmen fÃ¼r den
Fall anerkannt, daÃ� ein Arbeitseinsatz nur "unter betriebsunÃ¼blichen
Bedingungen" erfolgen kann. Das gilt insbesondere, wenn entweder eine
"gravierende Einzelbehinderung" festgestellt ist oder eine Mehrzahl
krankheitsbedingter LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliegt, die durch ihre
Summierung den Zugang zum Arbeitsmarkt derart auÃ�ergewÃ¶hnlicherweise
erschweren, daÃ� der KlÃ¤gerin konkret gesundheitlich zumutbare
ErwerbstÃ¤tigkeiten benannt werden mÃ¼Ã�ten. Diese Voraussetzungen sind
vorliegend nicht gegeben. Bei Zumutbarkeit einer regelmÃ¤Ã�igen
GanztagsbeschÃ¤ftigung steht der KlÃ¤gerin nach Ã�berzeugung des Senats noch
eine Vielzahl beruflicher TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes offen, auch
wenn dabei die EinsatzbeschrÃ¤nkungen den arbeitsmedizinischen Forderungen
entsprechen mÃ¼ssen, wie sie sich aus den Feststellungen der SachverstÃ¤ndigen
Dr â�¦ und Dr â�¦ Ã¼ber das Vorliegen qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen
ergeben. BezÃ¼glich der AusÃ¼bung einer sitzenden TÃ¤tigkeit stehen nach
Ã¼bereinstimmender Auffassung der im Berufungsverfahren gutachtlich gehÃ¶rten
Ã�rzte keine arbeitsmedizinischen Vorbehalte. DarÃ¼ber hinaus sind bei der
KlÃ¤gerin funktionelle EinschrÃ¤nkungen im Bereich der Finger-, Hand- und
Armgelenke nicht vorhanden; sie kann deshalb jede Art von manuellen
FrauentÃ¤tigkeiten, die keinen Armeinsatz Ã¼ber SchulterhÃ¶he verlangen,
uneingeschrÃ¤nkt ausÃ¼ben, soweit die damit verbundenen Arbeiten ganz oder
Ã¼berwiegend im Sitzen zu leisten sind. Folglich braucht nicht ermittelt zu werden,
ob es auf dem Arbeitsmarkt der Bundesrepublik Deutschland in genÃ¼gender
Anzahl freie ArbeitsplÃ¤tze mit zustandsangemessenen Einsatzsbedingungen gibt;
denn im Gegensatz zu Versicherten, deren LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r eine
Ganztagsarbeit nicht mehr ausreicht, ist bei VollzeitarbeitsplÃ¤tzen in der Regel
ohne EinzelfallprÃ¼fung von einem offenen Arbeitsmarkt auszugehen (BSG â��
GroÃ�er Senat â�� aaO).

Der Umstand, daÃ� es der KlÃ¤gerin mÃ¶glicherweise nicht gelingt, einen dieser
ArbeitsplÃ¤tze zu erlangen, weil sie entweder besetzt sind oder von den
Arbeitgebern aus sozialer RÃ¼cksicht (ohne daÃ� es sich um sog.
SchonarbeitsplÃ¤tze handelte) ausschlieÃ�lich eigenen leistungsgeminderten
BetriebsangehÃ¶rigen vorbehalten werden, fÃ¼hrt zu keiner anderen Beurteilung.
Dadurch ist die KlÃ¤gerin nicht in ihrer gesundheitlichen FÃ¤higkeit zur
Wahrnehmung derartiger ArbeitsplÃ¤tze, sondern lediglich in ihrer
WettbewerbsfÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt; der damit verbundene Lohnausfall ist aber
nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern bei ErfÃ¼llung der dafÃ¼r
gesetzlich bestimmten Anspruchsvoraussetzungen von der
Arbeitslosenversicherung auszugleichen.

Mit dem im Laufe des Verfahrens mehrfach wiederholten Vorbringen, sie kÃ¶nne
wegen ihrer Schwindelerscheinungen und der bestehenden
Kniegelenksbeschwerden keine ArbeitsplÃ¤tze in angemessener Entfernung
aufsuchen, macht die KlÃ¤gerin eine weitere Ausnahme von dem Grundsatz
geltend, daÃ� bei vollschichtigem EinsatzvermÃ¶gen von einem offenen
Arbeitsmarkt auszugehen ist. Da zur ErwerbsfÃ¤higkeit auch die FÃ¤higkeit
gehÃ¶rt, einen Arbeitsplatz aufzusuchen, gilt nach gefestigter Rechtsprechung des
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BSG der Arbeitsmarkt als verschlossen, wenn selbst kÃ¼rzere FuÃ�wege nicht mehr
in angemessener Zeit zurÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nnen (BSG SozR Nrn. 21, 27, 101
zu Â§ 1246 RVO; SozR 2200 Nrn. 47, 53, 56 zu Â§ 1247 RVO). Wie der 5. Senat des
BSG mit Urteil vom 21.02.1989 (SozR 2200 Â§ 1247 Nr. 56) in FortfÃ¼hrung seiner
bisherigen Rechtsprechung (SozR 2200 Â§ 1247 Nr. 53) entschieden hat, soll es bei
der Beurteilung der MobilitÃ¤t eines Versicherten nicht auf die konkreten
Anforderungen ankommen, die sich aus der Lage seines Wohnortes und mÃ¶glicher
Arbeitsstellen ergeben, weil besondere Nachteile der persÃ¶nlichen Wohnsituation
grundsÃ¤tzlich nicht zum versicherten Risiko gehÃ¶ren. Das BSG hat deshalb fÃ¼r
die Bestimmung der erforderlichen FuÃ�wegstrecken (die der Versicherte tÃ¤glich
viermal zurÃ¼ckzulegen in der Lage sein mÃ¼sse) einen generalisierenden
MaÃ�stab angesetzt, der nicht nur der Notwendigkeit einer allgemein gÃ¼ltigen
Abgrenzung des Versicherungsrisikos, sonderen auch den Anforderungen einer
Massenverwaltung, wie der gesetzlichen Rentenversicherung Rechnung trÃ¤gt.
Dadurch soll verhindert werden, daÃ� die â�� grundsÃ¤tzlich mÃ¶gliche â��
Verweisung auf das gesamte Bundesgebiet lediglich abstrakte, jeden konkreten
Ansatz verlassende ZÃ¼ge annimmt, weil alle innerhalb und auÃ�erhalb des
Bundesgebiets ansÃ¤ssigen Rentenbewerber, die erheblich geringere Wegstrecken
als Ã¼blich zu FuÃ� zurÃ¼cklegen kÃ¶nnen, auf den Wirtschaftsraum in
Deutschland verwiesen werden, der Ã¼ber das dichteste Netz an Haltestellen
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel verfÃ¼gt. Dementsprechend hat das BSG aufgrund
allgemeiner Erfahrungen generell eine FÃ¤higkeit des Versicherten fÃ¼r
erforderlich gehalten, Entfernungen von wenigstens 500 m zu FuÃ�
zurÃ¼ckzulegen. Es ist davon ausgegangen, daÃ� derartige Wegstrecken
Ã¼blicherweise erforderlich sind, um ArbeitsplÃ¤tze oder Haltestellen eines
Ã¶ffentlichen Verkehrsmittels zu erreichen. FÃ¼r den Zeitfaktor, innerhalb dessen
die zumutbare Wegstrecke zu bewÃ¤ltigen sein muÃ�, hat das BSG ebenfalls einen
generalisierenden MaÃ�stab gewÃ¤hlt. Dabei ist es von der Rechtsprechung zum
Schwerbehindertengesetz ausgegangen und hat den noch Ã¼blichen Zeitaufwand
von 30 Minuten fÃ¼r 2 km zugrunde gelegt, der bereits kurze Warte- und
Standzeiten einbezieht. Umgerechnet auf 500 m ergibt sich so eine normale Gehzeit
von 7,5 Minuten. Der Bereich des Zumutbaren wird nach Auffassung des BSG dann
verlassen, wenn der Gehbehinderte fÃ¼r 500 m mehr als das Doppelte dieser Zeit,
also etwa 20 Minuten benÃ¶tigt (vgl. SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr. 10 mwN).

Soweit die KlÃ¤gerin geltend macht, die Ã¼blicherweise anfallenden
FuÃ�wegstrecken zwischen Wohnung und Arbeitsplatz bzw. zu und von den
Haltestellen der Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel wegen ihrer Schwindelerscheinungen
nicht mehr ohne Begleitung zurÃ¼cklegen zu kÃ¶nnen, wird dieses Vorbringen
durch das Ergebnis der medizinischen Beweisaufnahme nicht gestÃ¼tzt. Dr â�¦
verneint im Gegenteil eine wesentliche MobilitÃ¤tsbeschrÃ¤nkung aus HNO-
Ã¤rztlicher Sicht. Bei Vorhandensein der visuellen Kontrolle sind keine UnfÃ¤lle
durch GleichgewichtsstÃ¶rungen zu erwarten; es besteht weder Selbst- noch
FremdgefÃ¤hrdung. AuÃ�erdem hat es die KlÃ¤gerin in der Hand, solche
BewegungsablÃ¤ufe zu vermeiden, die erfahrungsgemÃ¤Ã� kurzzeitige
Schwindelerscheinungen hervorrufen kÃ¶nnen.

Zur Ã�berzeugung des Senats liegt bei der KlÃ¤gerin auch auf orthopÃ¤dischem
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Fachgebiet keine im Sinne der vorstehend zitierten Rechtsprechung bedeutsame
EinschrÃ¤nkung ihrer WegefÃ¤higkeit vor. Unzweifelhaft ist ihr GehvermÃ¶gen
durch degenerative VerÃ¤nderungen beider Kniegelenke (insbesondere des linken)
beeintrÃ¤chtigt. Beide Kniegelenke sind frei beweglich und beidseits die vorderen
KreuzbÃ¤nder etwas gelockert, die SeitenbÃ¤nder dagegen in Streckstellung fest.
Das linke Kniegelenk weist entsprechend den dort ablaufenden stÃ¤rkeren
degenerativen VerÃ¤nderungen gegenÃ¼ber rechts eine leichte Verdickung auf;
ansonsten sind Umfangsdifferenzen an den unteren ExtremitÃ¤ten nicht meÃ�bar,
so daÃ� die SchonungsbedÃ¼rftigkeit des linken Beines von Dr â�¦ nicht als
gravierend eingestuft wird. Dem Beschwielungszustand der FuÃ�sohlen war im
Zeitpunkt der Untersuchung durch Dr â�¦ zu entnehmen, daÃ� die KlÃ¤gerin die
unteren ExtremitÃ¤ten noch ausreichend belastete. Insgesamt wurden von diesem
SachverstÃ¤ndigen die VerschleiÃ�erscheinungen im linken Kniegelenk nicht als
soweit fortgeschritten beurteilt, daÃ� die KlÃ¤gerin vor Beginn und am Ende der
Arbeitszeit begrÃ¼ndbar nur noch weniger als 500 m zu FuÃ� von ihrer Wohnung
zu einem Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel und von dort zum Arbeitsplatz zurÃ¼cklegen
kÃ¶nnte. Bei Verwendung eines rechts gefÃ¼hrten Stocks zur Entlastung des linken
Kniegelenks geht der orthopÃ¤dische SachverstÃ¤ndige davon aus, daÃ� die
KlÃ¤gerin noch eine schmerzfreie Gehstrecke von 600 â�� 700 m zurÃ¼cklegen
kann. Es handelt sich dabei um die untere Grenze der nach dem vorliegenden
Objektivbefund zumutbaren Gehstreckenbelastung (zum Vergleich weist Dr â�¦
darauf hin, daÃ� es zahlreiche Patienten mit Ã¤hnlich gelagerten
VerschleiÃ�erscheinungen gibt, die durchaus in der Lage sind, schmerzfrei 2 bis 3
km gehen zu kÃ¶nnen, wÃ¤hrend andere, besonders schmerzempfindliche
Patienten schon nach Wegstrecken von etwa 600 m subjektive Beschwerden
empfinden). Mit der fÃ¼r die einzelne Wegstrecke benÃ¶tigten Gehdauer von 10
â�� 15 Minuten liegt die KlÃ¤gerin klar innerhalb des von BSG zugelassenen
Zeitlimits. Zusammenfassend ist deshalb davon auszugehen, daÃ� die KlÃ¤gerin
objektiv in der Lage ist, von einer durchschnittlich an Ã¶ffentliche Verkehrsmittel
angebundenen Wohnung im Bundesgebiet aus zumutbare ArbeitsplÃ¤tze zu
erreichen. Sie ist daher nicht erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 1247 Abs. 2 RVO (44
Abs. 2 SGB VI).

Zutreffend hat das Sozialgericht auch den â�� hilfsweise zu prÃ¼fenden â��
Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit verneint. Der Begriff
"BerufsunfÃ¤higkeit" ist in Â§ 1246 Abs. 2 RVO (43 Abs. 2 SGB VI) definiert. Danach
ist berufsunfÃ¤hig der Versicherte, dessen ErwerbsfÃ¤higkeit infolge von Krankheit
oder anderen Gebrechen oder SchwÃ¤che seiner kÃ¶rperlichen oder geistigen
KrÃ¤fte auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen eines kÃ¶rperlich und geistig
gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Aussbildung und gleichwertigen Kenntnissen
und FÃ¤higkeiten herabgesunken ist (Â§ 1246 Abs. 2 Satz 1 RVO). Dabei umfaÃ�t
der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit eines Versicherten zu
beurteilen ist, gem. Â§ 1246 Abs. 2 Satz 2 RVO alle TÃ¤tigkeiten, die seinen
KrÃ¤ften und FÃ¤higkeit entsprechen und ihm unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer
und des Umfangs seiner Ausbildung sowie seines bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen seiner bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen.
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Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung einer rentenrechtlich bedeutsamen
Erwerbsminderung ist der bisherige (versicherungspflichtig ausgeÃ¼bte) Beruf
(sog. Hauptberuf) der KlÃ¤gerin. Sie hat im Jahre 1964 eine dreijÃ¤hrige Lehre als
Damenschneiderin mit der GesellenprÃ¼fung abgeschlossen und anschlieÃ�end bis
zur Arbeitsbeendigung im September 1987 ausschlieÃ�lich TÃ¤tigkeiten aus diesem
Berufskreis verrichtet. Auch wenn die Firma â�¦ als letzter Arbeitgeber in ihrer
Auskunft vom 12.07.1996 mitgeteilt hat, daÃ� auch eine im NÃ¤hen geschickte
(ungelernte) Arbeitnehmerin nach einer sechsmonatigen Anlernzeit ohne weiteres
als MusternÃ¤herin eingesetzt werden kÃ¶nne, ist daraus nicht zwingend der
SchluÃ� zu ziehen, daÃ� die KlÃ¤gerin mit der Einstufung in die Lohngruppe V, der
nach dem jetzt gÃ¼ltigen Tarifvertrag die Lohngruppe VI entspricht, Ã¼bertariflich
eingestuft war. Im Lohngruppenverzeichnis zum Lohntarifvertrag fÃ¼r die
arbeiterrentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmer der Bekleidungsindustrie in
Unterfranken vom 10.06.1992 ist die Lohngruppe VI wie folgt umschrieben:
"Musterteile (Erstmuster/Prototypen) komplett anfertigen in der Musterabteilung",
wÃ¤hrend die Lohngruppe VII die gleichen TÃ¤tigkeiten an "GroÃ�stÃ¼cken (Sakko,
KostÃ¼mjacke, Damenblazer, Mantel)" erfaÃ�t. Da die KlÃ¤gerin nach der Auskunft
vom 27.09.1991 als MusternÃ¤herin in der Abteilung "Damenoberbekleidung"
beschÃ¤ftigt war, erscheint es nicht ausgeschlossen, daÃ� sogar die (nach dem
Lohngruppenverzeichnis hÃ¶chste) Lohngruppe VII fÃ¼r sie zutreffend gewesen
wÃ¤re. Beide Lohngruppen (VI und VII) erfassen jedoch fÃ¼r das Berufsbild einer
gelernten Damenschneiderin typische TÃ¤tigkeiten. Insofern begegnet die
rechtliche Bewertung des Sozialgerichts, der KlÃ¤gerin den Berufsschutz
zuzuerkennen, keinen Bedenken. Daneben sind allerdings auch keine
Gesichtspunkte hervorgetreten, daÃ� die KlÃ¤gerin als Facharbeiterin mit
Vorgesetztenfunktion oder als besonders hochqualifizierte Facharbeiterin zu
beurteilen wÃ¤re. MuÃ� sie demnach als schlichte Facharbeiterin beurteilt werden,
sind ihr gem. Â§ 1246 Abs. 2 Satz 2 RVO nicht nur TÃ¤tigkeiten aus diesem
Qualifikationsbereich, sondern auch solche der nÃ¤chstniedrigeren Gruppe
zumutbar, soweit sie die KlÃ¤gerin weder nach ihrem beruflichen KÃ¶nnen und
Wissen noch bzgl. ihrer gesundheitlichen KrÃ¤fte Ã¼berfordern. Nach der neueren
Rechtsprechung des BSG (vgl. Urteil vom 30.09.1987 â�� 5 RJ 20/86 â�� und vom
07.10.1987 â�� 4a RJ 67/86 -), welcher sich der erkennende Senat angeschlossen
hat, muÃ� es sich bei den der Gruppe "sonstiger Ausbildungsberufe" entnommenen
VerweisungstÃ¤tigkeiten um solche handeln, welche die Betroffene nach einer
Anlernzeit von hÃ¶chsten drei Monaten wettbewerbsfÃ¤hig ausÃ¼ben kann, die
aber objektiv fÃ¼r eine ungelernte Arbeiterin eine mindestens drei Monate
umfassende (betriebliche oder auÃ�erbetriebliche) Ausbildung erfordert. Die
hÃ¤ufig schwierige und umstrittene Frage der Verweisbarkeit auf nicht nur
kurzfristig angelernte TÃ¤tigkeiten im Sinne eines "sonstigen Ausbildungsberufs"
stellt sich vorliegend nicht, da die KlÃ¤gerin nach Ã¼bereinstimmender Auffassung
aller im Berufungsverfahren gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen unter gesundheitlichen
Aspekten die zuletzt verrichtete TÃ¤tigkeit (als MusternÃ¤herin bei der Firma â�¦)
nach wie vor verrichten kÃ¶nnte. Unter diesen UmstÃ¤nden scheidet die Annahme
von BerufsunfÃ¤higkeit von vorneherein aus; ist eine Versicherte nÃ¤mlich in ihrem
Beruf noch ausreichend erwerbsfÃ¤hig im Sinne des Â§ 1246 Abs. 2 Satz 1 und 2
RVO, so liegt BerufsunfÃ¤higkeit nicht vor, ohne daÃ� es auf ihre Verwendbarkeit in
einem sog. Verweisungsberuf ankommt (BSG, Urteil vom 13.12.1984 in SozR 2200
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Â§ 1246 Nr. 126).

Nach Auffassung des Senats begegnet aber auch die vom Sozialgericht
vorgenommene Verweisung der KlÃ¤gerin auf die TÃ¤tigkeit einer
Ã�nderungsschneiderin trotz der dagegen von ihr im Berufungsverfahren
vorgebrachten Einwendungen keinen Bedenken. Zum Aufgabenbereich der
Ã�nderungsschneiderin gehÃ¶rt eine Vielzahl von TÃ¤tigkeiten, die dem Berufsbild
der gelernten Schneiderin entnommen sind (z.B. LÃ¤ngen, KÃ¼rzen, das Enger-
oder Weitermachen von Hosen, RÃ¶cken, Jacken und MÃ¤nteln; Verlegen von
KnopflÃ¶chern; Verbreitern oder VerschmÃ¤lern von Jacken- und
MÃ¤ntelaufschlÃ¤gen), weshalb ohne weiteres davon auszugehen ist, daÃ�
hierfÃ¼r bei ungelernten Arbeitnehmern eine Anlernzeit von deutlich mehr als drei
Monaten erforderlich ist, wÃ¤hrend die KlÃ¤gerin aufgrund ihrer
Schneiderausbildung ohne eigentliche Anlernzeit die in Ã�nderungsschneidereien
Ã¼blicherweise anfallenden Arbeiten Ã¼bernehmen kann. Der ganz
Ã¼berwiegende Teil der Arbeitszeit entfÃ¤llt auf TÃ¤tigkeiten, die im Sitzen
verrichtet werden kÃ¶nnen. Auch bei den Ã¼brigen Aufgaben der
Ã�nderungsschneiderin tritt die Notwendigkeit, sich einseitig auf den Boden knieen
zu mÃ¼ssen (etwa um die LÃ¤nge einer zu Ã¤ndernden Hose abzustecken) relativ
selten auf. Die meisten (sonstigen) Verrichtungen (BÃ¼geln der geÃ¤nderten
Kleidung, Entgegennahme von AuftrÃ¤gen, Herausgabe geÃ¤nderter
KleidungsstÃ¼cke, Anprobe und Abstecken von Damenkleidern, RÃ¶cken und
Jacken) kÃ¶nnen im Stehen oder notfalls in gebÃ¼ckter KÃ¶rperhaltung
abgewickelt werden. Auch versteht der Senat die Aussage Dr â�¦, von der KlÃ¤gerin
sollten keine TÃ¤tigkeiten mehr verrichtet werden, bei denen sie sich (zum
Abstecken von KleidungsstÃ¼cken) einseitig hinknieen muÃ�, in dem Sinne, daÃ�
ein solcher Arbeitseinsatz unzumutbar ist, wenn die sozialmedizinisch als
ungÃ¼nstig beurteilten KÃ¶rperhaltungen ein prÃ¤gendes Element der TÃ¤tigkeit
darstellen, also mehr als nur gelegentlich oder gar selten vorkommen. Im Ã¼brigen
sind weitaus die meisten Ã�nderungsschneidereien mit mehr als einer dort
arbeitenden Person besetzt, weshalb es die Verwendbarkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼r
diese TÃ¤tigkeit nach Ã�berzeugung des Senats nur unwesentlich einschrÃ¤nkt,
wenn sie das Abstecken von Hosen am "lebenden Objekt" jeweils anderen
Mitarbeitern Ã¼berlÃ¤Ã�t.

Die am beruflichen und gesundheitlichen LeistungsvermÃ¶gen der Versicherten
orientierten Voraussetzungen der hier streitigen AnsprÃ¼che auf Rentenleistungen
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit haben durch die ab 01.01.1992 geltenden
Bestimmungen der Â§ 43 und 44 SGB VI gegenÃ¼ber dem bis 31.12.1991
geltenden Rechtszustand keine Ã�nderung erfahren. FÃ¼r die KlÃ¤gerin sind
deshalb die geltend gemachten AnsprÃ¼che auch nicht durch das
Rentenreformgesetz 1992 fÃ¼r ZeitrÃ¤ume ab 01.01.1992 begrÃ¼ndet worden. Bei
der KlÃ¤gerin liegen und lagen somit seit Rentenantragstellung weder Erwerbs-
noch BerufsunfÃ¤higkeit vor, weshalb die Beklagte mit den streitbefangenen
Bescheiden die Bewilligung von Rentenleistungen zu Recht abgelehnt hat. Die
Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg war deshalb
zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 30.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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